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Steuerart Fälligkeit
1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 27.10.2014) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.10.2014 10.11.2014

Umsatzsteuer2 10.10.2014 10.11.2014

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 13.10.2014 13.11.2014

Scheck4 7.10.2014 7.11.2014

Gewerbesteuer entfällt 17.11.2014

Grundsteuer entfällt 17.11.2014

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 entfällt 20.11.2014

Scheck4 entfällt 14.11.2014

Sozialversicherung5 29.10.2014 26.11.2014

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine Oktober/November 2014

Ausgabe Oktober 2014

Kürzung der Aufwendungen bei Luxusfahrzeug
Unangemessener Fahrzeugaufwand eines Freiberuflers

Die im Einkommensteuergesetz gere-
gelten Grenzen für den Abzug unange-
messener Aufwendungen gelten auch 
für die Beschaffung ausschließlich be-
trieblich genutzter PKW.
Ob die Aufwendungen für das Fahr-
zeug unangemessen sind, bestimmt 
sich weiter danach, ob ein ordentlicher 
und gewissenhafter Unternehmer un-
geachtet seiner Freiheit, den Umfang 
seiner Erwerbsaufwendungen selbst 
bestimmen zu dürfen angesichts der 
erwarteten Vorteile und Kosten die 
Aufwendungen nach den Umständen 
des Einzelfalles ebenfalls auf sich ge-
nommen haben würde.
So hat der Bundesfinanzhof im Falle 
eines Tierarztes entschieden, der die 
Kosten für einen für rd. 2.000 € pro 

Monat geleasten Sportwagen als Be-
triebsausgaben abziehen wollte. Bei 
einer jährlichen Fahrleistung von nur 
2.400 bis 3.800 km lag der durch 
Fahrtenbuch nachgewiesene betrieb
liche Anteil (Fahrten zu Fortbildungs-
veranstaltungen) bei etwa 90 %.
Nach Ansicht des Gerichts waren die 
Aufwendungen für das Fahrzeug we-
gen des absolut geringen betrieblichen 
Nutzungsumfangs des Sportwagens 
sowie wegen der Beschränkung der 
wenigen Fahrten auf Reisen zu Fortbil-
dungsveranstaltungen oder Gerichts-
terminen und damit wegen fehlenden 
Einsatzes in der berufstypischen tier-
ärztlichen Betreuung einerseits und 
des hohen Repräsentationswerts eines 
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Beleidigung des Vermieters berechtigt zur fristlosen Kündigung

Erhebliche Vertragsverletzung

Das Amtsgericht München hat ent-
schieden, dass eine Beleidigung des 
Vermieters durch den Mieter zu einer 
außerordentlichen Kündigung der Woh
nung führen kann. Insbesondere dann, 
wenn zuvor keine Provokation durch 
den Vermieter erfolgte und eine Fort-
führung des Mietverhältnisses durch 
den Konflikt unzumutbar geworden ist.
Im entschiedenen Fall kam es zwi-
schen Mieter und Vermieter zu einem 
Streitgespräch im Treppenhaus eines 
Wohnheims. Nach Ende des Ge-
sprächs rief der Mieter dem Vermieter 
hinterher „Sie sind ein Schwein.“ Da-
raufhin erhielt der Mieter die fristlose 
Kündigung des Mietverhältnisses. Als 
der Mieter auf die Kündigung nicht 
reagierte, erhob der Vermieter Räu-
mungsklage. Dagegen wehrte sich der 
Mieter, aber ohne Erfolg. Nach Auffas-
sung des Gerichts ist die vom Mieter 
ausgesprochene Beleidigung eine er-
hebliche Vertragsverletzung. Da sich 
der Mieter auch nachträglich nicht ent-
schuldigt hatte, war es auf Grund der 
Beleidigung und des weiter bestehen-
den noch angespannten Verhältnisses 
dem Vermieter nicht mehr zumutbar, 
das Mietverhältnis fortzusetzen.

Die Entscheidung ist keineswegs so 
selbstverständlich, wie sie auf den 
ersten Blick wirkt. Bisher wurde dem 
Mieter von der Rechtsprechung ein 
so hoher Bestandsschutz eingeräumt, 
dass das Mietverhältnis für den Ver-
mieter schlechthin unzumutbar sein 
musste, um fristlos gekündigt werden 
zu können. Einfache Beleidigungen 
reichten nicht aus. Nunmehr zeigt sich 
aber ein Wandel der Rechtsprechung. 
Das Landgericht Potsdam gestand 
dem Vermieter ebenfalls ein fristloses 
Kündigungsrecht zu, jedoch erst nach 
vorheriger Abmahnung. Bei gravieren-
den Beleidigungen wird man jedoch 
von einem außerordentlichen fristlosen 
Kündigungsrecht ausgehen können.

Luxussportwagens für seine Nutzer 
andererseits unangemessen. Zur Be-
rechnung des angemessenen Teils der 
Aufwendungen kann auf durchschnitt-
liche Fahrtkostenberechnungen für 
aufwendigere Modelle gängiger Mar-
ken der Oberklasse in Internetforen 
zurückgegriffen werden.

Hinweis: Das Gericht hat hier auf Er-
fahrungswerte verwiesen, die mit er-
heblichen Risiken verbunden sind. 
Welche Modelle der Oberklasse und 
welche Internetforen (in die man alles 
einstellen kann) sind gemeint? Wer ein 
Luxusfahrzeug dem Betriebsvermögen 
zuordnet, muss im Einzelfall mit Kür-
zung der Aufwendungen rechnen, 
selbst wenn ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch geführt wird.
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Verkauf von GmbH-Anteilen an 
Angehörige zum symbolischen 
Kaufpreis

Der Symbol-Euro

Gewinne oder Verluste aus der 
Veräußerung von Anteilen an einer 
Kapitalgesellschaft sind gewerbliche 
Einkünfte, wenn der Veräußerer 
innerhalb der letzten fünf Jahre zu 
mindestens 1 % an der Gesell-
schaft beteiligt war. In einem vom 
Bundesfinanzhof entschiedenen Fall 
hatte ein Vater seine Anteile an einer 
GmbH zu einem Kaufpreis von 1 € 
auf sein Kind übertragen. Die vom 
Kaufpreis abzuziehenden Anschaf-
fungskosten führten zu einem Ver-
lust, den der Vater steuerlich geltend 
machte. Weil die GmbH-Anteile tat-
sächlich aber mehr als 1 € wert wa-
ren, entschied das Gericht, dass der 
erklärte Veräußerungsverlust steuer-
lich nicht geltend gemacht werden 
konnte, weil die Anteilsübertragung 
nicht entgeltlich und deshalb keine 
Veräußerung war.

Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers in einem selbst genutzten 
Wohnhaus

Publikumsverkehr hebt Einbindung auf

Ein Arbeitszimmer, das sich in einem 
selbst genutzten Einfamilienhaus be-
findet, ist grundsätzlich ein häusliches 
Arbeitszimmer. Diese Feststellung hat 
Bedeutung für die Höhe der abzugs
fähigen Kosten.
Der Bundesfinanzhof hat sich mit der 
Frage befasst, ob auch ein als Arbeits-
zimmer genutzter Kellerraum ein häus-
liches Arbeitszimmer sein kann. Dies ist 
nach Aussage des Gerichts dann der 
Fall, wenn das Haus über eine Terras-
sentür verlassen werden kann und man 
so zu dem als Arbeitszimmer genutzten 
Kellerraum gelangt. Eine unmittelbare 
Verbindung zur Wohnung ist jedenfalls 
nicht erforderlich. Zum häuslichen Ar-

beitszimmer gehören beispielsweise 
auch Mansardenzimmer oder Räume 
in einem Anbau, auch wenn diese nicht 
vom Wohnraum aus, sondern über ei-
nen separaten Eingang vom Garten aus 
betreten werden können. Erst wenn die 
Einbindung des Büros in die häusliche 
Sphäre zum Beispiel durch Publikums-
verkehr aufgehoben wird, ist von einem 
außerhäuslichen Arbeitszimmer auszu-
gehen.
Die Unterscheidung ist insoweit von 
Bedeutung, als dass bei einem häus-
lichen Arbeitszimmer die Kosten nur 
beschränkt, bei einem außerhäuslichen 
Arbeitszimmer jedoch in unbeschränk-
ter Höhe abzugsfähig sind.



Gesetzlicher Mindestlohn ab 1.1.2015 

Wichtige Fragen und Antworten zum Mindestlohn

Der Bundestag hat im Juli 2014 das 
Tarifautonomiestärkungsgesetz verab
schiedet. Ab dem 1.1.2015 gilt ein bun-
desweit gesetzlicher und branchen
unabhängiger Mindestlohn von 8,50  € 
je Zeitstunde. Eine Differenzierung 
nach der Art der Tätigkeit gibt es nicht. 
Folgende Änderungen und Ausnahmen 
ergeben sich hierdurch:
Der Mindestlohn gilt grundsätzlich für 
alle in Deutschland tätigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, z. B. auch 
für Beschäftigte von Arbeitgebern mit 
Sitz im Ausland, Saisonarbeiter und 
Minijobber.
Nicht unter diese Regelung fallen:
• �Branchen, in denen es allgemein ver-

bindliche Tarifverträge gibt; für diese 
sind bis Ende 2017 auch niedrigere 
Mindestlöhne möglich,

• �Auszubildende und ehrenamtlich Be-
schäftigte,

• �Praktikanten, die ein Praktikum auf-
grund einer schul- oder hochschul-
rechtlichen Bestimmung leisten 
müssen,

• �Langzeitarbeitslose in den ersten 
sechs Monaten, die mehr als zwölf 
Monate arbeitslos waren und in den 
Arbeitsmarkt integriert werden

• �Arbeitnehmer unter 18 Jahren ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung

Der Mindestlohn wird ab 1.1.2017 alle 
zwei Jahre angepasst. Über die Höhe 
der Anpassungen berät eine Kommis-
sion der Tarifpartner, deren Vorschläge 

die Bundesregierung per Rechtsver-
ordnung umsetzen kann.
Wichtig: Spätestens am letzten Bank-
arbeitstag des Folgemonats an dem 
die Leistung erbracht wurde, ist der 
Mindestlohn zu zahlen. Achten Sie 
auf die Anpassung etwaiger darunter 
liegender Vergütungen. Zahlungen, 
die für zusätzliche Leistungen erfolgen 
(wie z. B. Sonderzahlungen, Zulagen, 
Überstundenzuschläge, Schichtzula-
gen etc.), fallen nicht unter das Min-
destlohngesetz und werden bei der 
Berechnung des Mindestlohns nicht 
einbezogen. Die Einhaltung dieses Ge-
setzes wird durch die Zollverwaltung 
überwacht. Die Nichtzahlung vom Min-
destlohn stellt eine Ordnungswidrigkeit 
dar, welche mit bis zu € 500.000,00 
geahndet werden kann. 
�  

� Frank Semerad, Rechtsanwalt

Pflichten des Arbeitgebers im Rahmen eines Bonussystems

Leistungsanspruch mit Dienstvereinbarung festlegen

Bei einer Klausel im Arbeitsvertrag, 
die Bonuszahlungen unter einen so-
genannten „Freiwilligkeitsvorbehalt“ 
stellt, handelt es sich um eine Allge-
meine Geschäftsbedingung, wenn sie 
vom Arbeitgeber gestellt ist. Eine sol-
che Klausel ist unwirksam, wenn sie 
den Vertragspartner unangemessen 
benachteiligt. Ein Freiwilligkeitsvor-
behalt, mit dem der Arbeitgeber sich 
das Recht vorbehalten will, frei über 
die Zahlung des Bonus zu entschei-
den, auch wenn durch den Abschluss 
einer Zielvereinbarung ein variables 
Vergütungssystem angewendet wird, 
benachteiligt den Arbeitnehmer unan-
gemessen.
Wird vertraglich festgehalten, dass 
der Mitarbeiter einen Bonusanspruch 
haben „kann“, ohne Höhe und Bedin-
gungen festzulegen, und wird dafür 
auf eine jeweils gültige Dienstvereinba-

rung verwiesen, ergibt sich der Leis-
tungsanspruch erst in Verbindung mit 
der Dienstvereinbarung und erfordert 
eine Leistungsbestimmung nach billi-
gem Ermessen durch den Arbeitgeber. 
Hat der Arbeitgeber unter diesen Um-
ständen über einen Bonusanspruch zu 
entscheiden, der von der Ertragslage 
des Unternehmens und der Leistung 
des Arbeitnehmers abhängt, kommt 
bei Erreichung der mit dem Arbeitneh-
mer festgesetzten Ziele eine Festset-
zung auf „Null“ nur in Ausnahmefällen 
in Betracht (hier z. B. wegen der Ban-
kenkrise 2008/2009). Ein festzuset-
zendes Bonusbudget muss – abhän-
gig von der Ertragslage – regelmäßig 
eine Größenordnung erreichen, die 
den Leistungsbezug beachtet und 
ausreicht, die angestrebten und er-
brachten Leistungen angemessen zu 
honorieren.



Vermieter darf Mietwohnung nur bei sachlichem Grund betreten

Mieter hat alleiniges, uneingeschränktes Gebrauchsrecht

Ein Mieter muss dem Vermieter nur 
dann Zutritt zur gemieteten Wohnung 
gewähren, wenn es hierfür einen sach-
lichen Grund gibt. Eine im Mietvertrag 
enthaltene Formularklausel, die dem 
Vermieter ein Recht zum Betreten der 
Mietsache ganz allgemein “zur Über-
prüfung des Wohnungszustands” 

einräumt, ist wegen unangemessener 
Benachteiligung des Mieters unwirk-
sam. Diese Entscheidung hat der Bun-
desgerichtshof getroffen.
In dem vom Gericht entschiedenen 
Fall besuchte der Vermieter verein
barungsgemäß den Mieter, um neu in-
stallierte Rauchmelder in Augenschein 
zu nehmen. Bei dieser Gelegenheit 
versuchte der Vermieter gegen den 
Willen des Mieters weitere Zimmer 
ohne Rauchmelder zu besichtigen. Als 
der Vermieter der Aufforderung zum 
Verlassen der Mietsache nicht nach-
kam, trug der Mieter ihn vor die Haus-
tür. Daraufhin kündigte der Vermieter 
das Mietverhältnis fristlos und begehr-
te mit der erhobenen Klage die Woh-
nungsräumung. Das Gericht gab dem 
Mieter Recht. Die Kündigung war un-
wirksam. Die Mietparteien hatten ver-
einbart, dass der Vermieter die Räume 
mit den Rauchmeldern besichtigen 
durfte. Zu einer weiteren eigenmächti-
gen Besichtigung war er nicht berech-
tigt. Indem der Vermieter gegen den 
Willen des Mieters eine Besichtigung 

weiterer Räume vornehmen wollte, hat 
er das Hausrecht des Mieters verletzt.
Während der Dauer eines Mietverhält-
nisses steht dem Mieter das alleinige 
und uneingeschränkte Gebrauchs-
recht an der Mietsache zu. Angesichts 
der Gesamtumstände, insbesondere 
des vorangegangenen pflichtwidrigen 
Verhaltens des Vermieters, war das mit 
der Kündigung beanstandete Verhal-
ten des Mieters keine so gravierende 
Pflichtverletzung, dass dem Vermieter 
nicht zugemutet werden konnte, das 
Mietverhältnis fortzusetzen. Klauseln, 
die ein Betretungsrecht vor Beendi-
gung des Mietverhältnisses wegen 
einer Nachvermietung oder bei einem 
möglichen Verkauf vorsehen, dürften 
jedoch weiterhin zulässig sein.

Reform des Lebensversicherungsrechts

Schutz vor Folgen der Niedrigzinsen

Im Juli 2014 wurde das so genann-
te Lebensversicherungsreformgesetz 
verabschiedet. Das Gesetz soll Le-
bensversicherer und Versicherungs-
nehmer vor den Folgen der bestehen-
den Niedrigzinsen schützen.
Die wichtigsten Regelungen/Auswir-
kungen im Einzelnen:
Bewertungsreserven: Versicherte sol-
len bei Kündigung oder regulärem 
Ablauf nicht mehr zur Hälfte an Be-
wertungsreserven bei festverzinslichen 
Wertpapieren beteiligt werden. Un-
ternehmen dürfen diese nur insoweit 
ausschütten, wie Garantiezusagen für 
die restlichen Versicherten gesichert 
sind. Grundsätzlich gilt die Änderung 
für alle bestehenden und zukünftigen 
Verträge, die Folgen hängen aber von 
der Entwicklung der Kapitalmarktzin-
sen ab.

Risikogewinne: Die Beteiligung der 
Kunden an den Risikogewinnen der 
Unternehmen wird von 75 % auf 
90  % erhöht. Hier handelt es sich um 
Überschüsse, die sich durch eine vor
sichtige Kalkulation der Versicherer 
ergeben.
Garantiezins: Zum 1.1.2015 soll er für 
Neu-Verträge von 1,75 % auf 1,25 % 
gesenkt werden. Alt-Verträge sind da-
von nicht betroffen.
Kostentransparenz: Wie bei Riester-
Produkten sind zukünftig die Effektiv-
kosten der Lebensversicherungsver-
träge anzugeben.
Ausschüttungssperre: Wenn eine Ga-
rantieleistung gefährdet ist, kann die 
Aufsicht ein Verbot von Dividenden-
zahlungen an Aktionäre verhängen. 
Das gilt nicht für Gewinnabführungs-
verträge an Muttergesellschaften.
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Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


